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1.
Einleitung

Das schweizerische Parteiensystem befindet sich seit längerem in einem Wandlungsprozess, der sich in den letzten Jahren beschleunigt hat. Während sich der langjährige Trend zu Wählerverlusten der beiden einstmals grossen bürgerlichen Parteien FDP und CVP bei den Nationalratswahlen 1995 und 1999 fortgesetzt hat, sind der SVP 1995 und vor allem 1999 Wählergewinne gelungen, die das traditionell stabile Parteiengefüge der Schweiz nachhaltig verändern könnten. Ein ähnliches Bild zeigt sich auch in den Kantonen. Angesichts der für schweizerische Verhältnisse dramatischen Gewinne der SVP können die anderen drei Bundesratsparteien nicht untätig bleiben.

Das scheinen sie auch nicht zu tun. Alle Bundesratsparteien ausser der SVP haben 2000 oder 2001 ihre Führungsetagen ausgewechselt. Die FDP Schweiz, die CVP Schweiz und die SP Schweiz haben sowohl ihre Präsidentin/Präsidenten als auch ihre Generalsekretäre und Pressechefin/-chefs neu gewählt. Es stellt sich die Frage, inwiefern sie damit auf die Herausforderungen zu reagieren versuchen, die sich angesichts des SVP-Vormarsches stellen.

Das vorliegende Papier befasst sich in diesem Licht mit der Wahl eines Nachfolgers für das Präsidium der FDP Schweiz. Die folgenden Fragen wollen wir beantworten:

1.
Wie ist der Auswahlprozess für den neuen Parteipräsidenten der FDP Schweiz abgelaufen?

2. Welchen Einfluss hatte die gegenwärtige Lage des schweizerischen Parteiensystems und der FDP auf die Auswahl eines neuen Parteipräsidenten?

3. Welchen Einfluss kann der neue Parteipräsident auf die Lage der FDP im schweizerischen Parteiensystem ausüben?

Diese Fragen werden mit Hilfe einer Befragung von Beteiligten sowie von Personen, die den Auswahl-Prozess aus nächster Nähe verfolgt haben, beantwortet. An dieser Stelle möchten wir uns bei allen Interview-Partnerinnen und -partnern herzlich bedanken für die spontanen Zusagen zu unseren Interview-Anfragen und für die ausführlichen Antworten.

Das folgende Kapitel 2 stellt das Untersuchungsdesign vor. Kapitel 3 befasst sich mit der Rolle des Parteipräsidenten. Kapitel 4 resümiert kurz das Auswahlverfahren der Kandidaten, das der Wahl des neuen Parteipräsidenten vorausgegangen ist. In Kapitel 5 untersuchen wir Thesen zum Entscheidfindungsprozess. Ihm schliesst ein Exkurs zu spieltheoretischen Erklärungsmöglichkeiten von Wahlen an. In Kapitel 6 schliesslich werden Thesen zum Verhalten der FDP in der gegenwärtigen Situation und daraus abgeleitet zur Präsidentenwahl geprüft.

2. Vorgehen

Die in den Kapiteln 5 und 6 formulierten Thesen zur Rolles des Präsidenten und zur Rolle der am Nachfolgeprozess beteiligten Gremien, welche sich auf demokratie- und verhaltenstheoretische Überlegungen stützen, sollen mit Hilfe einer Expertenbefragung überprüft werden. Folgende Personen wurden im Rahmen eines strukturierten Interviews befragt :

· Hegetschweiler Rolf, Nationalrat FDP Zürich (18. Mai 2001, Zürich)

· Junker Ursula, Geschäftsführerin FDP Schaffhausen (schriftliche Beantwortung, 17. Mai 2001)

· Lalive d’Epinay Maya, Nationalrätin FDP Schwyz, Kandidatin für die Nachfolge von Franz Steinegger (9. Mai 2001, Bern)

· Matyassy Johannes, Mitglied des Findungsausschusses, ehemaliger Generalsekretär der FDP Schweiz (9. Mai 2001, Bern)

· Meier Claude, Präsident Jungfreisinnige Kanton Luzern (10. Mai 2001, Bern)

· Müller Andreas, Mitarbeiter Generalsekretariat FDP Schweiz (15. Mai 2001, Bern)

· Pelli Fulvio, Nationalrat PLR Ticino, Mitglied der Geschäftsleitung FDP Schweiz und zeitweilig Mitglied des Findungsausschusses (8. Mai 2001, Bern)

· Schommer Guido, Generalsekretär FDP Schweiz (2. Mai 2001, Bern)

Der Fragebogen umfasste Fragen zur Bedeutung des Parteipräsidenten, zur Bedeutung der verschiedenen Flügel innerhalb der FDP bei der Nachfolgeregelung von Franz Steinegger, zum Ablauf des Auswahlverfahrens, zu handlungsleitenden Überlegungen des Findungsausschusses und zur Zukunft der FDP unter Gerold Bührer. Ziel des Fragebogens war, eine Sicht „aus dem Inneren der Partei“ zu erhalten. Gerade in Bezug auf Themen betreffend das Auswahlverfahren, die Rolle und Überlegungen des Findungsausschusses, aber auch bezüglich der verschiedenen Flügel der FDP drangen sehr wenige Informationen an die breite Öffentlichkeit. Diese Informationslücke konnte dank den Fragebogen grösstenteils geschlossen werden. 

3. Die Rolle des Parteipräsidenten

Die Rolle eines Parteipräsidenten ist in Literatur und Forschung bisher weitgehend vernachlässigt worden. Wir haben die Frage nach seiner Bedeutung und seiner Rolle innerhalb der Partei deshalb an den Anfang unseres Interviews gestellt. Nachfolgend fassen wir die Antworten zusammen, welche die Experten auf die Fragen zur Bedeutung des Parteipräsidenten gegeben haben.

Der Präsident spielt ohne Zweifel eine zentrale Rolle innerhalb einer Partei, er ist der Kopf der Partei. Ihm kommt eine wichtige Integrationsfunktion zu: Das breite Interessenspektrum, welches innerhalb einer Partei vorhanden ist, muss zusammengehalten und unter einem Namen verkauft werden. Da heute immer mehr versucht wird, Sachfragen mit Köpfen zu vermitteln, ist eine starke Persönlichkeit des Präsidenten unverzichtbar. Er sollte auf jeden Fall „arenatauglich“ sein und sich vor Gefechten mit Persönlichkeiten aus anderen Parteien nicht drücken. Des weiteren kommt dem Präsidenten eine wichtige Funktion bei der Positionierung der Partei in der politischen Landschaft zu, dies auch stark in Bezug auf Sachfragen. Der Parteipräsident ist auch massgebend beim Agenda-Setting, dies v.a. im Alltagsgeschäft. Sein Einfluss bei langfristigen Positionsbestimmungen ist dagegen weniger ausgeprägt. Schlussendlich regelt er Personalfragen auf höherer Ebene. Die Position eines Präsidenten ist also mehr als nur die eines „Primus inter Pares“. 

Trotz diesen vielen Einflussmöglichkeiten ist unter Gerold Bührer nicht mit massiven Veränderungen in der FDP zu rechnen. Matyassy macht darauf aufmerksam, dass neue Wähler nicht von Bührer, sondern von der FDP in den kantonalen Wahlen gewonnen werden. Daher ist weiterhin eine solide Arbeit an der Basis notwendig, will die FDP wieder auf einen Erfolgskurs einschwenken.

In Bezug auf die FDP ist unter Bührer nicht mit einem sofortigen Stil- und Richtungswechsel zu rechnen. Schommer vergleicht die FDP mit einem Tanker, wo Richtungsänderungen Weg (in Form von Zeit) und Kraft (in Form von Arbeit) brauchen. Es ist jedoch zu erwarten, dass Bührer vermehrt Arbeiten an geeignete Personen delegieren wird, um den Kopf „für’s Wesentliche“ freizuhalten. Gelingt es, eine solche Arbeitsteilung einzuführen, dann ist das Potential für eine schlagfertige FDP durchaus vorhanden. 

(Nächste Seite: synoptische Darstellung der Antworten auf die Frage nach der Rolle des Parteipräsidenten)

Der Einfluss des Präsidenten...
Guido Schommer
Johannes 

Matyassy
Maya 

Lalive d’Epinay
Claude Meier
Andreas 

Müller
Fulvio 

Pelli
Rolf 

Heget-schweiler
Ursula 

Junker

... innerhalb einer Bundesratspartei im allgemeinen
Integration, Postitionierung, Agenda-Setting, 
Aushängeschild
Personifi-zierung, Schwer-punktthemen
zentral, „Kopf“ der Partei
Aushängeschild
Medienpräsenz wichtiger als Führung, The-menbesetzung
sehr grosse Rolle
wichtige Rolle

... auf die allg. Ausrichtung 

der FDP
gross bei Tagesgeschäften, Postitionspapieren, 
weniger ausgeprägt
gross
Akzente setzen
gering
relativ stark
sehr gross
mittel

... auf die Haltung der Partei zu konkreten Sachfragen
-
Trendsetter v.a. im Alltagsge-schäft
grösser mit steigender Kompetenz
„nicht allmächtig“
minim
gering
beschränkt
-

... auf den Stil der Partei
gering
gross (z.B. DVs)
mittel bis stark
klein
stark, überträgt sich auf Partei
relativ stark
gross
-

... auf das von aussen wahrge-nommene Bild der Partei
steigend dank Mediatisierung
v.a. über Medien
hängt stark von der Person des Präsidenten ab
sehr zentral
für Image der Partei entscheidend
wichtig durch Medienpräsenz und Themen-setzung
sehr gross
sehr wichtig

... auf die Auswahl der Koalitionspartner
gering, ergibt sich aus Sachfragen
gering, keine wechselnden Koalitionen in Sachfragen
vorhanden, aber Fraktion als Gegengewicht
zusammen mit Fraktionspräsi-dent gewichtige Rolle
limitiert, durch Sachfragen gegeben
gering, durch sachliche Grün-de eingeschränkt
beschränkt
gross

4. Das Verfahren zur Auswahl eines neuen FDP-Parteipräsidenten

Franz Steinegger, der seit 1989 als Parteipräsident der FDP Schweiz amtierte, hatte seinen Rücktritt per 2000 oder 2001 „im sehr kleinen Kreis“ (Matyassy) bereits vor den Wahlen 1999 angekündigt. Der Rücktritt war auch früher oder später erwartet worden. Steinegger hat allerdings klargemacht, dass er erst dann aus dem Amt ausscheiden werde, wenn seine Nachfolge geregelt sei. 

Nachdem sich die ursprünglich angestrebte Lösung mit Ständerätin Christine Beerli (BE) oder Ständerat Fritz Schiesser (GL) nicht realisieren liess – beide lehnten die Übernahme des Parteipräsidiums ab – setzte sich im Spätsommer 2000 ein Ausschuss der Geschäftsleitung der FDP Schweiz, bestehend aus Marianne Kleiner (Regierungsrätin AR, Vizepräsidentin), Christiane Langenberger (Ständerätin VD, Vizepräsidentin), Christine Beerli (Ständerätin BE, FDP-Fraktionspräsidentin), Franz Steinegger (Nationalrat UR, bisheriger Parteipräsident), Fulvio Pelli (Nationalrat TI, Vizepräsident) und Johannes Matyassy (zu dieser Zeit noch Generalsekretär FDP Schweiz) zusammen, um über die Nachfolge von Steinegger zu beraten. In diesem Findungsausschuss sind die ersten Entscheide bezüglich Vorgehen und Kandidatenauswahl gefallen. Der Ausschuss, welcher sich ohne Auftrag der Geschäftsleitung konstituiert hatte, liess seine Vorgehensweise an einer der nächsten Geschäftsleitungssitzungen von der Gesamt-Geschäftsleitung absegnen und war in der Folge für alle Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Nachfolgeregelung zuständig. Zu sagen ist noch, dass dieser intern als „Rennleitung“ bezeichnete Ausschuss auch bei anderen Gelegenheiten, beispielsweise vor den letzten Nationalratswahlen, wichtige Geschäfte zuhanden der Geschäftsleitung vorbereitet hat.

Der Ausschuss hat an einer Besprechung im Oktober 2000 ein Anforderungsprofil für mögliche Kandidatinnen und Kandidaten festgelegt. Es umfasst folgende Kriterien (Reihenfolge zufällig):

· Parlamentarier/in

· Deutschschweizer mit guten Französisch-Kenntnissen und wenn möglich italienisch und/oder englisch

· Gute Kontakte zur Wirtschaft und trotzdem unabhängig

· Breites Wissen, Typ fundierter Generalist

· Strategische Denkweise mit Vision für den Freisinn

· Politische Ausrichtung: kein „Grenzbefestiger“

· Rückhalt in der Fraktion

· Integrationsfähigkeit (Deutschschweiz - lateinische Schweiz, verschiedene Strömungen in der Partei)

· Führungspersönlichkeit

· Begeisterungsfähigkeit

· Teamworker

· Guter Redner und Debattierer

· Gelassenheit

· Medientauglichkeit, sowie Lust und Bereitschaft, sich mit den Medien auseinanderzusetzen

· Ausgezeichneter Wahlkämpfer und Motivator

· Ausreichende zeitliche Disponibilität

· Eigene Sekretariatsinfrastruktur

Der Ausschuss hat dann Kontakt zu „allen möglichen“ (Matyassy) Kandidatinnen und Kandidaten gesucht. Nachdem der „groupe latin“, die Vereinigung der französisch- und italienischsprachigen FDP-Fraktionsmitglieder, bereits nach den Wahlen 1999 befunden hatte, der neue Parteipräsident müsse zwingend ein Deutschschweizer sein, und die Geschäftsleitung diese Auffassung teilte, beschränkte sich die Suche nach einem Steinegger-Nachfolger auf Deutschweizerinnen und Deutschschweizer. Weiter schränkte die Bedingung, dass der oder die Neue eine Parlamentarierin oder ein Parlamentarier sein müsse, die Suche weiter ein. Ansonsten aber, so Matyassy, habe man sich bemüht, nicht von vornherein mögliche Nachfolger auszuschliessen, sondern möglichst breit zu suchen. Lalive d’Epinay verglich das Verfahren mit einem Fächer, welcher möglichst breit aufgespannt wird, um eine grösstmögliche Anzahl an Kandidaten zu erfassen. 
In einer ersten Auswahl sind folgende neun Parlamentarierinnen und Parlamentarier als mögliche Kandidaten identifiziert worden:

· Duri Bezzola (NR GR)

· Gerold Bührer (NR SH)

· Christine Egerszegy (NR AG)

· Felix Gutzwiller (NR ZH)

· Maya Lalive d’Epinay (NR SZ)

· Peter Kofmel (NR SO)

· Hans-Rudolf Merz (SR AR)

· Johann N. Schneider (NR BE)

· George Theiler (NR LU)

Mit sieben Kandidaten und einer Kandidatin führte der Findungsausschuss im November 2000 Gespräche. Felix Gutzwiller wurde nur von einem Mitglied des Ausschusses angefragt und verzichtete bereits zu diesem Zeitpunkt. Bis zum 12. Januar 2001 zogen einzelne der Kandidaten ihre Bewerbung zurück. Schliesslich blieben noch drei Kandidaten im Rennen, nämlich Gerold Bührer, Peter Kofmel und George Theiler. In weiteren Gesprächen zwischen dem Ausschuss und den einzelnen Kandidaten, aber auch zwischen den drei Kandidaten selber, kristallisierte sich schliesslich heraus, dass mit einer Einerkandidatur Bührer der Partei am besten gedient wäre. Mit dieser Lösung waren auch die beiden letzten noch im Rennen verbliebenen Kandidaten einverstanden und vermieden so eine Kampfkandidatur.

Die Einerkandidatur Bührer wurde Anfang März 2001 von der Geschäftsleitung der FDP Schweiz zuhanden der Delegiertenversammlung genehmigt. Am 7. April 2001 wählten die Delegierten der FDP Schweiz in Genf Gerold Bührer mit 184 zu 0 Stimmen bei neun Enthaltungen zu ihrem neuen Parteipräsidenten. Die wenigen Enthaltungen kamen aus Westschweizer Kreisen und waren ein letztes Überbleibsel der Bedenken, Bührer könnte die FDP auf einen zu stark wirtschaftsliberalen Kurs führen.

Die Kantonalpräsidenten-Konferenz, die Kantonalsekretären-Konferenz und die Geschäftsleitung wurden periodisch über die Arbeit des Findungsausschusses informiert, waren aber lediglich auf informelle Weise am Auswahlprozess beteiligt. Die FDP Frauen und die Jungfreisinnigen konnten ihren Einfluss einzig durch ihren Vertreter von Amtes wegen in der Geschäftsleitung der FDP Schweiz geltend machen.

5. Thesen zum Entscheidfindungsprozess

5.1 These “Flügel”

Die FDP besteht aus verschiedenen (konkurrierenden) Flügeln. Jeder dieser Flügel versucht, einen seiner Vertreter zum Präsidenten zu machen.

5.1.1 Theoretische Herleitung

Eine Partei lässt sich immer in verschiedene Interessengruppen bzw. verschiede Flügel aufteilen. Dies ist auch bei der FDP der Fall. Als mögliche Flügel kommen in Frage die Deutschschweizer, die „Lateiner“, die Konservativen, die Öffnungswilligen, die Sozialliberalen und die Marktradikalen. Jeder dieser Flügel versucht, eine Person aus ihren Reihen als Präsidenten zu positionieren, um dadurch an Einflussmöglichkeit und Macht innerhalb der Partei zu gewinnen. Dieses Verhalten lässt sich direkt aus der konkurrenzparadigmatischen Theorie ableiten. Nicht die Partei als Ganzes, sondern machtambitionierte Parteieliten stehen in Konkurrenz um einen grösstmöglichen Marktanteil auf dem Stimmenmarkt  (Wiesendahl 1980). Bevor sich jedoch die Parteieliten konkurrieren können, müssen sich solche erst herausbilden. Dem Kampf um Marktanteile auf dem Stimmenmarkt geht also ein Kampf um Macht innerhalb der Partei voraus. Dass dabei der Besetzung des Parteipräsidentenamtes mit einer Person aus den eigenen Reihen eine zentrale Rolle zukommt, versteht sich aufgrund der Einflussmöglichkeiten des Präsidenten auf die Partei von selbst.

5.1.2 Überprüfung

Dieser These widerspricht v.a. die Tatsache, dass im Vorfeld der Wahlen ein Anforderungskatalog aufgestellt wurde, welchen die Kandidaten zu erfüllen hatten.
 Dabei fällt auf, dass 16 von 17 Punkte des Anforderungskatalogs nicht-politische Fragen betreffen. Ein Kriterium bei der Wahl war, dass der Steinegger-Nachfolger aus dem deutschsprachigen Raum kommen musste. Die Ursachen liegen laut Pelli darin, dass der wichtigste Kampf, welcher die FDP momentan führt, in der Deutschschweiz stattfindet: Dabei geht es erstens darum, der SVP v.a. aus dem Raum Zürich Paroli zu bieten und zweitens, der FDP als Wirtschaftspartei allgemein wieder mehr Glaubwürdigkeit zu vermitteln.
 Dass dies einem Deutschschweizer besser gelingen mag als einem Romand, leuchtete allen ein. So hat der welsche Flügel schon früh im Findungsverfahren von sich aus auf einen Vorschlag aus ihren Reihen verzichtet. Gemäss Schommer kommt hinzu, dass Richtungskämpfe innerhalb einer Partei auf dem Buckel einer Präsidentenwahl fehl am Platz sind. 

Es ist nun aber gar nicht so, dass innerhalb der FDP eine neue Eintracht herrscht. Laut Matyassy werden die Flügel weiterhin bestehen bleiben, sie werden sich jedoch nicht manifestieren. Dazu beigetragen hat auch das in seinen Augen sehr transparente Verfahren der Steinegger-Nachfolgeregelung: Die interessierten Gruppen wurden laufend über den Stand der Dinge informiert, wodurch Spannungen innerhalb der Partei vorgebeugt wurde. Einer anderen Ansicht in diesem Zusammenhang ist allerdings Maya Lalive d’Epinay, FDP-Nationalrätin und selbst Kandidatin für das Präsidentenamt. Laut ihr liess der Informationsfluss an die übrigen Fraktionsmitglieder zu wünschen übrig. Zudem blieb unklar, wer wieso Kandidat ist. 
Als Fazit kann gezogen werden, dass zwar innerhalb der FDP durchaus verschiedene Flügel mit z.T. abweichenden Interessen vorhanden sind, dass dies jedoch (zumindest heute) zu keinen für die Partei „lebensbedrohlichen“ Machtkämpfen ausufert. Gerade das Verhalten des lateinischen Flügels zeigt auf, dass die einzelnen Interessengruppen innerhalb einer Partei durchaus in der Lage sind, eigene Interessen zugunsten derjenigen der Partei hinten anzustellen, was der Glaubwürdigkeit und dem Handlungsspielraum einer Partei ohne Zweifel nur förderlich ist. 

5.2 These “Führungsvakuum”

Durch die Präsidentennachfolge entsteht ein Führungsvakuum innerhalb der FDP. Die anderen Bundesratsparteien nutzen dies aus, um die FDP durch gezielte Angriffe  zu schwächen. 

5.2.1 Theoretische Herleitung

Das Konkurrenzparadigma unterstellt der Demokratie eine Marktmodell (vgl. dazu 5.1.1 Theoretische Herleitung). Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet erstaunt es nicht, dass Führungs- oder organisatorische Schwäche innerhalb einer Partei sofort von den Eliten anderer Parteien aufgegriffen werden, um sie zu ihren eigenen Gunsten auszunutzen. Da mit einem Präsidentenwechsel immer auch die Gefahr eines Machtvakuums resp. einer Orientierungslosigkeit innerhalb der Partei verbunden ist, ist es nicht weiter verwunderlich, wenn von anderen Parteispitzen mit gezielten Provokationen versucht wird, Unruhe zu stiften, um sich so selbst profilieren zu können. 

5.2.2 Überprüfung

Auch im vorliegenden Fall war dies gemäss Schommer nicht anders: Der Zeitpunkt der Anschuldigungen der SVP an die FDP in Sachen Swissair-Debakel, wodurch die wirtschaftliche Kompetenz der Partei hätte in Frage gestellt werden sollen, war kein Zufall. Auch die SP liess sich verlauten, doch handelte es sich dabei weniger um eine Provokation während sondern vielmehr um eine Reaktion nach der Präsidentenwahl. Laut Schommer wird die SP versuchen, einen Rechtsrutsch der FDP zu behaupten. Dadurch sollten einerseits linksstehende FDP-Wähler verunsichert und ev. sogar abgeworben werden, andererseits wird damit versucht, die FDP näher bei der SVP zu positionieren, was ebenfalls eine Verunsicherung der Wähler zur Folge haben sollte. 

Abgesehen von diesen zwei „Wortmeldungen“ wurde die Nachfolgeregelung sowie der Nachfolger von den weiteren Akteuren auf dem politischen Feld lediglich zur Kenntnis genommen, aber nicht weiter für eigene Zwecke instrumentalisiert, sei es wegen mangelndem potentiellen Nutzen (Grüne, Auns), sei es wegen eigenen nachfolgespezifischen Problemen innerhalb der Partei (CVP). 

5.3 These “Integration”

Der Parteipräsident ist nicht zuletzt für ein starkes und einheitliches Auftreten der Partei verantwortlich. Es wird also derjenige gewählt, der die verschiedenen Ansichten der Partei am besten zu integrieren vermag. 

5.3.1 Theoretische Herleitung

Je einheitlicher eine Partei auftritt, desto stärker wird sie sowohl von den Wählern als auch von den anderen (konkurrierenden) Parteien wahrgenommen. Es ist zu erwarten, dass sie dadurch Wählerstimmen und an Einflussmöglichkeiten im politischen System gewinnt, was beides im Interesse der Partei liegt. 

5.3.2 Überprüfung

Vor diesem Hintergrund gesehen, war denn auch die Integrationsfähigkeit eine zentrale Anforderung an den Steinegger-Nachfolger. Wie schon weiter oben erwähnt, lässt sich die Existenz der verschiedenen Flügeln nicht verneinen. Daher braucht es eine Person innerhalb der Partei, welche die verschiedenen Flügel zu integrieren vermag. Gelingt dies nicht, droht die Partei im Extremfall auseinanderzubrechen. In diesem Zusammenhang kamen im Vorfeld und nach der Wahl Ängste auf bezüglich des politischen Standpunktes von Gerold Bührer und die damit verbundenen Auswirkungen auf die Partei. Oft wurde er als Marktfundamentalist und als ultra-liberaler Finanz- und Wirtschaftspolitiker bezeichnet.
 Somit war es laut Matyassy auch nicht verwunderlich, dass bei der Wahl Bührers der wichtigste Graben innerhalb der Partei durch seine Rechtsposition hervorgerufen wurde. Dies birgt auch ein gewisses Gefahrenpotential in sich: Im linken Flügel der Partei fehlt es an einer starken Person als Gegengewicht. Dies könnte längerfristig dazu führen, dass dieser Flügel konstant übergangen wird. 

Es versteht sich von selbst, dass es eine Person wie Bührer mit einer solchen Konzentration an Erfahrungen auf einem Gebiet schwierig haben wird, auch andere, z.T. gegensätzliche Interessen innerhalb der Partei glaubwürdig nach aussen zu vertreten. Er ist gezwungen, diese Ängste zu zerstreuen; er muss alle Meinungen innerhalb der Partei anzuhören und versuchen, diese auch zu berücksichtigen. Einen Pluspunkt hat Bührer in diesem Zusammenhang allerdings schon gesammelt: Der Findungsausschuss, welche sich mehrheitlich aus Personen aus dem liberalen Flügel zusammensetzt, hat sich für Bührer als einzigen Kandidaten entschieden. Dieser Umstand hat ohne Zweifel seine Glaubwürdigkeit und das Vertrauen, dass er auch andere Positionen vertreten kann, gestärkt. 

Abschliessend kann gesagt werden, dass mit Bührer sicherlich nicht diejenige Person gewählt wurde, welche aufgrund ihrer beruflichen und politischen Vergangenheit die meisten Interessen der Partei abdeckt. Dies ist wohl allen klar, nicht zuletzt Bührer selbst. Es wird ihm daher ein Anliegen sein, z.B. die Interessen aus dem liberalen Lager der Partei anzuhören und auch umzusetzen. Zu viele Augen innerhalb der Partei und von aussen schauen ihm auf die Finger, als dass er als Parteipräsident die integrierende Funktion zugunsten der Förderung von Partikularinteressen vernachlässigen könnte. 

5.4 These “Legitimation durch Verfahren”

In einer liberalen Partei, welche die innerparteilichen Diskussion von verschiedenen Standpunkten hochhält, ist zu erwarten, dass auch die Nachfolgefrage eines Präsidenten demokratisch breit abgestützt ist. Der Steinegger-Nachfolger geht also aus einem Mitbestimmungsprozess hervor, an dem sämtliche Parteiorgane beteiligt sind. 

5.4.1 Theoretische Herleitung

Sowohl aus einer integrationsparadigmatischer als auch aus einer transmissionsparadigmatischen Sicht erscheint es wichtig, dass die Parteien ihre Entscheidungen demokratisch abstützen. Integrationsparadigmatiker sehen vor allem die Mobilisierung von Unterstützung für das politische System und die Integration im Dienste der Systemstabilität als Aufgabe von Parteien (Ladner 2000: 14). Unterstützung lässt sich aber nur finden, wenn die Vertreter sich von denen, die sie vertreten, demokratisch legitimieren lassen. In der transmissionsparadigmatischen Vorstellung haben Parteien in ersten Linie die Interessen einer bestimmten Bevölkerungsgruppe zu vertreten (Ladner 2000:14). Es ist unmittelbar einsichtig, das dies nur mittels einer direkten demokratischen Rückkopplung an die zu Vertretenden geschehen kann. 

5.4.2 Überprüfung

Dass dies in der Steinegger-Nachfolgeregelung nicht immer der Fall war, zeigen folgende Punkte: 

· Der Steinegger-Rücktritt wurde zuerst nur einem kleinen, auserlesenen Kreis mitgeteilt. Begründet wurde dies mit dem Argument, man wolle Unruhen innerhalb der Partei durch Flügelkämpfe vorbeugen. Dadurch wurde aber eine Informationsasymmetrie innerhalb der Partei hervorgerufen, welche genauso gut Unruhe durch Gerüchte hätte stiften können. 

· Verbunden mit dem ersten Kritikpunkt ist der zweite, dass das Verfahren nicht richtig installiert werden konnte, da Unklarheit herrschte über den genauen Zeitpunkt von Steineggers Rücktritt. Während etwa 2 Jahren wurde von einem eventuellen Rücktritt gesprochen, doch konkrete Tatsachen folgten keine. Dadurch wurde es potentiellen Nachfolgern praktisch verunmöglicht, sich für eine Wahl als Nachfolger richtig zu positionieren. 

· Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass sich der Findungsausschuss selber eingesetzt hat und sich anschliessend durch die Geschäftsleitung bestätigt liess. Der Ausschuss war aber nicht irgendeine zufällig zusammengesetzte Gruppe, sondern bestand vorwiegend aus Personen aus dem liberalen Flügel der Partei. Zudem kannten sich die Mitglieder schon aus anderen gemeinsamen Tätigkeiten. Dadurch wäre es für den Ausschuss ein Leichtes gewesen, nur Leute zu nominieren, welche genau ihren Bedürfnissen und ihrem Gusto entsprechen würde. Dieser Kritikpunkt kann dadurch entschärft werden, dass der Ausschuss bei einer ausschliesslichen Berücksichtigung seiner Eigeninteressen nicht Bührer aus dem rechten Lager zur Wahl vorgeschlagen hätte. 

· Des weiteren waren die FDP Frauen, die Jungfreisinnigen sowie die Kantone am Entscheidfindungsprozess nicht beteiligt. Frauen waren zwar im Findungsausschuss dabei, sie vertraten jedoch nicht die Interessen der FDP Frauen. Die Jungfreisinnigen wurden erst informiert, als die Einzelnomination Bührers feststand. 

Diese Mängel des Verfahrens wurden auch innerhalb der Partei erkannt. Laut Pelli ist das Verfahren aus demokratischen Gründen nicht richtig, aber unvermeidlich. Je mehr Leute in einem Verfahren involviert sind, desto weniger Vertraulichkeit herrscht. Genau dies ist aber bei einer solchen Kaderpositionsbesetzung wichtig. Es sollte vermieden werden, dass weitere Kandidaten unnötig verheizt werden. Zudem muss der Präsident v.a. von der Fraktion und von der Geschäftsleitung getragen werden, weshalb in erste Linie diese beiden Einheiten im Entscheidfindungsverfahren direkt involviert sind und periodisch informiert werden. Als Schlussfolgerung kann gezogen werden, dass die Wahl von Bührer nicht vorbestimmt war. Somit war dieses Verfahren wenn auch nicht wünschenswert, so doch akzeptabel. 

5.5 Exkurs: spieltheoretischer Erklärungsversuch betreffend das Verhalten zweier Kandidaten in einem Wahlkampf

Die Spieltheorie geht der Frage nach, wie sich Menschen und Organisationen in einer Gesellschaft verhalten. Das gesamte soziale Leben einer Person besteht aus einem ständigen Strom von Entscheidungen: Welcher Beruf soll ich erlernen? Wen soll ich heiraten? Wie erziehe ich meine Kinder? Soll ich versuchen, Bundesrat zu werden? All diese Situationen verbindet, dass die Menschen nicht in einem luftleeren Raum agieren, sondern dass sie umgeben sind von aktiven Entscheidungsträgern, deren Handeln mit dem ihrigen in Wechselbeziehung steht. Der Unterschied zwischen einem Holzfäller und einem General macht diesen Punkt deutlich: Wenn der Holzfäller entscheidet, wie der die Schläge ansetzen wird, dann rechnet er nicht damit, dass sich das Holz wehr; seine Umwelt verhält sich neutral. Wenn der General dagegen zum Schlag gegen die feindliche Armee ausholt, dann muss er Widerstand gegen seinen Plan gedanklich vorwegnehmen: Der Gegner kann z.B. in der Zwischenzeit auch schon zugeschlagen haben, und der General befindet sich somit in der Rolle des Verteidigers und nicht mehr in derjenigen des Angreifers. Oder der Gegner wartet bewusst auf einen Schlag des Generals in der Annahme, dass dieser sein Ziel verfehlt und somit dem Gegner die Möglichkeit eines Gegenschlags gibt.

Die Anwendungen der Spieltheorie in der Politik haben in letzter Zeit stark an Bedeutung gewonnen. Gerade das Verhalten von Kandidaten in einem Wahlkampf ist dafür prädestiniert, mit Hilfe eines spieltheoretischen Ansatzes erklärt zu werden. 

Bsp.: Zwei Spieler haben einen Wurfpfeil. Sie stehen sich and den Enden eines Intervalls der Länge 1 gegenüber. Gleichzeitig gehen sie aufeinander zu und entscheiden sich zu jedem Zeitpunkt, ob sie den Pfeil auf den Gegner werfen oder nicht. Das Spiel ist in untenstehender Abbildung dargestellt. 
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Die Trefferwahrscheinlichkeit sei 1 - Abstand zum Gegner. Es gewinnt derjenige, der alleine nicht getroffen wird. Wirft ein Gegner zu früh, wird er den Gegner verfehlen. Dieser kann dann abwarten, bis der Abstand zu dem Gegenspieler so gering ist, dass die Trefferwahrscheinlichkeit 1 ist. Wirft ein Spieler zu spät, kann er von seinem Gegner schon getroffen worden sein. So stellt sich also die Frage nach dem richtigen Zeitpunkt des Werfens. Durch rechnen findet man, dass der Gleichgewichtspunkt dieses Spiels bei (½, ½) liegt: Beide Spieler warten also den letztmöglichen Zeitpunkt ab, um ihren Pfeil abzuschiessen. 

Dieses Spiel auf die Politik übersetzt sieht folgendermassen aus: Es stehen sich Kandidat A und B gegenüber, welche für die Wahl zum Präsidenten eines Landes oder einer Partei kandidieren. Es verbleiben noch genau 2 Monate bis zur Wahl (( sie bewegen sich aufeinander zu). Jedem dieser Kandidaten ist bekannt, dass der Gegner in früheren Jahren mal einen Gesetzesverstoss begangen hat (Kandidat A: Fahren in angetrunkenem Zustand, Kandidat B: Diebstahl einer Jeans-Hose), welcher heute den Wählern nicht bekannt ist (( Pfeil). Gelangt diese Tatsache an die Öffentlichkeit, so muss der Betroffene mit einem massiven Rückschlag im Wahlkampf und damit ev. mit einer Niederlage im Wahlkampf rechnen (( Treffer). Jeder Kandidat kann hingegen sein Wissen nur einmal ausspielen. Veröffentlicht Kandidat A den von B begangenen Gesetzesverstoss zu früh im Wahlkampf, so riskiert A, dass die Wähler diese Tatsache bis zur Wahl schon wieder vergessen haben. Wartet A hingegen zu lange, so riskiert er, dass in der Zwischenzeit B den Gesetzesverstoss von A veröffentlicht und „trifft“, d.h. Kandidat A wird unglaubwürdig und fällt aus dem Rennen. Wie oben gesehen, warten beide Kandidaten mit der Veröffentlichung der Indiskretion bis zum letztmöglichen Zeitpunkt. Diese werden somit kurz vor den Wahlen publik gemacht. 

Da die Wahl des Steinegger-Nachfolgers nicht auf eine Stichwahl hinauslief (den Delegierten wurde am 7. April 2001 nur Bührer zur Wahl vorgeschlagen), konnte nicht überprüft werden, ob sich die Kandidaten auch in diesem Fall so verhalten hätten, wie im obenstehenden Beispiel dargestellt. In anderen Fällen bestätigt sich hingegen das aus dem spieltheoretischen Ansatz hergeleitete Resultat durchaus. Prominentestes Beispiel dafür ist der zurückliegende Wahlkampf zwischen George W. Bush und Al Gore um das Präsidentenamt. Kurz vor den Wahlen tauchte die Nachricht auf, Bush jr. sei früher mal wegen Fahren in angetrunkenem Zustand gebüsst worden. Diese Publikation zwang Bush jr. umgehend zu einem Geständnis. Nur so konnte er einen grösseren Schaden verhindern. Dass er schlussendlich die Wahlen gewann, zeigt auf, dass die Spieltheorie in der Politik zwar gute Ansätze liefert, jedoch keine allgemeingültige Ergebnisse.
6. Thesen zum Verhalten der FDP bei der Regelung der Nachfolge von Franz Steinegger an der Parteispitze

6.1 These „Abgrenzung“

Die FDP verliert in letzter Zeit die meisten Wählerstimmen an die SVP. Ein Steinegger-Nachfolger muss sich daher in erster Linie gegenüber diesem Hauptkonkurrenten abgrenzen können.

6.1.1
Theoretische Herleitung

Nach dem von Wiesendahl (1980) so genannten Konkurrenzparadigma der Parteienforschung, das auf ökonomischen Theorien der Politik fusst (vgl. etwa Downs 1968) stehen machtambitionierte Parteieliten der verschiedenen Parteien in Konkurrenz um einen möglichst grossen Marktanteil auf dem Stimmenmarkt. Gemäss der Wählerfluss-Analyse von Longchamp (1999) hat die FDP bei den Nationalratswahlen 1999 11% aller Wähler, die 1995 noch diese Partei wählten, an die SVP verloren. Das ist nach Longchamp die mit Abstand grösste Wählerverschiebung bei den Wahlen 1999. SVP-Gewinne bei seither abgehaltenen kantonalen Wahlen gehen aller Wahrscheinlichkeit nach auch auf Kosten der FDP. Aus einer konkurrenztheoretischen Sicht müsste die FDP also vor allem um diese zur SVP abgewanderten Stimmen kämpfen, dem Wähler also einen Mehrwert versprechen und ihm vor Augen führen, dass es sich lohnt, FDP statt SVP zu wählen.

6.1.2
Überprüfung

Die These 6.1 hält einer Überprüfung anhand der Antworten der befragten Experten nicht stand. Die fast einhellige Meinung der meisten Befragten ist, dass die SVP nicht Hauptkonkurrent, sondern der wichtigste bürgerliche Partner der FDP ist. Die Themen, bei denen FDP und SVP gleicher Meinung sind, überwiegen nach wie vor. Es sind die selben Themen wie vor den massiven Gewinnen der SVP und den Wählerwanderungen von der FDP zur SVP. Diese Themen sind sachpolitisch begründet und liegen vor allem in den Bereichen sozialstaatlicher Fragen (z.B. in den meisten Fragen bezüglich AHV), der Wirtschaftsordnung (z.B. Elektrizitätsmarktgesetz) und teilweise in der Finanz- und Steuerpolitik (z.B. Steuerpaket 2001). Wenn sich die FDP von der SVP abgrenzt, dann geschieht dies vornehmlich in Fragen, wo tatsächlich eine unterschiedliche Linie besteht. Dies betrifft namentlich Fragen der aussenpolitischen Öffnung (z. B. Bewaffnung von Schweizer Soldaten im Ausland resp. Ausbildungszusammenarbeit mit ausländischen Armeen). Die Bereiche, wo Uneinigkeit zwischen den beiden bürgerlichen Parteien herrscht, machen jedoch nur einen kleinen Teil der aktuellen politischen Themen aus.

Wenn, gerade in den Medien, viel von der angeblichen Abgrenzungsstrategie der FDP gegenüber der SVP die Rede ist, dann bezieht sich diese nach Meinung der Befragten viel mehr auf stilistische und rhetorische als auf inhaltliche Belange. Gerade Franz Steinegger grenzte sich rhetorisch oft glänzend von der SVP und insbesondere von einzelnen ihrer Exponenten ab. Auf die sachpolitische Zusammenarbeit mit dieser Partei blieb dies aber ohne Auswirkungen. Insofern ist eine gewisse Diskrepanz zwischen der tatsächlichen Nähe von FDP und SVP und der rhetorisch ausgedrückten und entsprechend von den Medien und der Öffentlichkeit wahrgenommenen Abgrenzung festzustellen. Einen Einfluss auf die wahrgenommene Abgrenzung der FDP von der SVP könnte die Tatsache gehabt haben, dass die (unterdessen bis auf einen zurückgetretenen) Präsidenten der vier Bundesratsparteien (Maurer, Steinegger, Durrer, Koch) persönlich nicht sehr gut miteinander auskamen (Matyassy).

Abgrenzung gegenüber der SVP übt die FDP ausserdem überall dort aus, wo bestimmte Exponenten der Volkspartei Angriffe auf Personen anderer Parteien oder das politische System der Schweiz reiten (z.B. Filzvorwurf von Blocher an die Adresse des Zürcher Freisinns, Angriff auf das Milizprinzip). Auch dies hinderte und hindert sie aber nicht daran, gleichzeitig in sachpolitisch gegebenen Themen mit der SVP zusammenzuarbeiten. Dies hat sich etwa gezeigt, als die Zürcher FDP zwar nach Blochers Filzvorwürfen an die Adresse der Herren Jeker, Honegger sowie Frau Spoerry im Zusammenhang mit dem Swissair-Debakel den gemeinsamen Parteiengesprächen fernblieb, die Fraktionschefs und Parteipräsidenten wenige Tage später aber wieder gemeinsam für die Elektrizitätsmarkt-Neuordnung warben.

Die Abgrenzung von der SVP hat bei der Auswahl einzig insofern eine Rolle gespielt, als bereits in einer frühen Phase des Auswahlprozesses feststand, dass der neue Parteipräsident aus der Deutschschweiz kommen muss, weil hier in nächster Zeit der politische „Hauptkampfplatz“ liegt, dies im Hinblick auf die jüngsten Wählerverschiebungen von der FDP zur SVP hin. Bezeichnenderweise war es die „groupe latin“, die Vereinigung der lateinischen Mitglieder der freisinnigen Fraktion, welche als erste diese Rahmenbedingung geäussert hat.

6.2 These „Zusammenarbeit“

Die SVP ist im bürgerlichen Lager der grösste und damit wichtigste Partner der FDP. Ein Steinegger-Nachfolger muss daher in erster Linie mit dieser Partei gut zusammenarbeiten können.

6.2.1
Theoretische Herleitung

Diese These stellt eine konkurrenzierende Hypothese zur vorherigen dar. Im politischen System der Schweiz, wo keine Partei eine absolute Mehrheit besitzt und dem konsensualen Aushandeln von Lösungen ein hoher Stellenwert zukommt, steht nicht so sehr die Konkurrenz zwischen den Parteien im Vordergrund, sondern vielmehr die Integration aller Gesellschaftsgruppen und Parteien (Linder 1999: 313). Auf der bürgerlichen Seite sind dabei vor allem FDP und SVP wichtige Partner, stimmen doch die Positionen der beiden Parteien in vielen Fragen weitgehend überein (z.B. Sozialpolitik, Wirtschaftsordnung), mehr etwa als die Positionen von FDP und CVP (z.B. markante Unterschiede in der Sozialpolitik). 

6.2.2
Überprüfung

Die These 6.2 scheint der Realität besser zu entsprechen. Alle Befragten sehen in der SVP eher den wichtigsten bürgerlichen Partner der FDP als ihren grössten Gegner. Entsprechend steht die Zusammenarbeit im Vordergrund. 

Die meisten erachten jedoch aus den bereits genannten Gründen (sachliche Gegebenheit, Übereinstimmung der Positionen) die Rolle des Präsidenten bei der Auswahl der Koalitionspartner und seine Rolle bei der Zusammenarbeit mit anderen Parteien als nicht allzu gross (vgl. auch Kap. 3). Zwar wird es von den meisten Befragten als glückliche Fügung betrachtet, dass Gerold Bührer auf der persönlichen Ebene besser als Franz Steinegger mit seinem SVP-Gegenpart auszukommen scheint, und dass er auch auf rhetorischer Ebene einen mehr auf Zusammenarbeit gerichteten Kurs fahren wird. Einen Einfluss der SVP-Nähe der Kandidaten auf die Auswahl des Steinegger-Nachfolgers messen dem die Befragten aber nicht zu.

Als einziger sieht Fulvio Pelli eine gewisse Gefahr, dass Bührer zu sehr in die Nähe der SVP rutscht – typischerweise kommt diese Befürchtung aus lateinischem Mund.

6.2.3
Fazit der Thesen 6.1 und 6.2

Zunächst muss die Frage der Abgrenzung von oder der Zusammenarbeit mit der SVP differenziert betrachtet werden. In den Wahlen, wo es um Stimmenmaximierung geht, ist grundsätzlich jede Partei der Gegner jeder anderen. Dies gilt genauso für FDP und SVP. In der Legislativ- und Exekutivarbeit hingegen sind FDP und SVP, zumindest was die nationale Ebene und die meisten Kantone anbelangt, bürgerliche Partner, und die Zusammenarbeit steht im Vordergrund. Sodann ist festzuhalten, dass für die Auswahl des Nachfolgers von Franz Steinegger diese Frage keine entscheidende Rolle gespielt hat. Die Partei wollte einzig mit der Portierung eines Deutschschweizers sicherstellen, dass der neue Präsident in der Deutschschweiz, wo die hauptsächlichen politische Auseinandersetzungen der nächsten Zeit stattfinden werden, gewandt auftreten kann. Die These 6.1 muss abgelehnt werden, die These 6.2 gilt vorderhand mit starken Einschränkungen.

6.3 These „Parteiendifferentiale“

Die Mehrheit der Wählerstimmen bewegt sich auf dem politischen Spektrum nach rechts. Ein Steinegger-Nachfolger muss daher die FDP klar rechts positionieren.

6.3.1
Theoretische Herleitung

Mit der Parteiendifferential-Theorie (Downs 1957: 36-40) nehmen wir an, dass die Wähler auf einem Links-Rechts-Schema ungefähr nach der Form einer Gauss’schen Normalverteilung um die Mitte des Spektrums herum verteilt liegen (vgl. Abb. 1). Ob der Hochpunkt der parabolischen Verteilung genau in der Mitte liegt, ist damit noch nicht gesagt. Verschiedene Abstimmungen der letzten Zeit (z.B. Ablehnung der beiden AHV-Initiativen am 26. November 2000, deutliche Ablehnung der Volksinitiative für die Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen am 4. März 2001) und die Ergebnisse kantonaler Parlamentswahlen legen zumindest den Schluss nahe, dass sich die Gesamtheit der Wähler in den letzten Jahren nach rechts bewegt hat. Wenn sich die FDP nach der ökonomischen Theorie der Politik (vgl. Downs 1968) verhält und ihre Stimmen zu maximieren versucht, dann müsste sie sich entsprechend dort positionieren, wo der Hochpunkt der Wählerverteilung vermutet werden kann, und dies ist rechts der Mitte (vgl. Abb. unten).
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Abb. 1: Gauss’sche Normalverteilung der Wähler auf der Rechts-Links-Skala

6.3.2
Überprüfung

Dass sich die FDP rechts der Mitte positionieren sollte, wird von den Befragten nicht in Frage gestellt. Sie betonen aber einhellig, dass die FDP schon immer und speziell auch unter der Präsidentschaft von Franz Steinegger rechts politisiert habe. Die Fraktion ist nach den letzten Wahlen einzig insofern homogener geworden, als die „Grenzbefestiger“ zur linken Seite an Einfluss verloren haben (Matyassy). Deshalb und weil der Einfluss des Präsidenten auf die allgemeine Positionierung der Partei als gering eingeschätzt wird (vgl. Kap. 3), stellt sich diese Frage gar nicht, so die Meinung der Befragten. Die Positionierung einer Partei lässt sich ausserdem nicht derart frei, nach der theoretisch ermittelten Verortung der Wähler, verändern. Fulvio Pelli wies darauf hin, dass der Raum rechts der Mitte gut besetzt ist und daher keine grossen Freiheitsgrade für eine Veränderung der Positionierung einer Partei bestehen. Generalsekretär Guido Schommer sprach vom „Supertanker FDP“, dessen Richtung sich auch von einem neuen Kapitän nicht in kürzester Zeit und nur mit erheblichem Energieaufwand ändern liesse. Immerhin erwartet er aber einen etwas pronocierteren bürgerlichen Kurs der FDP unter Gerold Bührer.

6.3.3
Fazit

Die Positionierung der FDP auf dem Rechts-Links-Schema ist für alle Befragten klar und steht nicht zur Diskussion. Alle sind der Meinung, dass die FDP ihre aktuelle Positionierung auch mit einem neuen Präsidenten weder kurzfristig verändern könne noch müsse. Die These 6.3 muss in dieser Formulierung abgelehnt werden, da die FDP und ihr Präsident sich nicht deshalb rechts positionieren, weil dort das grösste Wählerpotential liegt.

6.4 These „Unverfälschter Wählerwille“

Die Interessen der FDP-Wähler liegen in der Mehrheit rechts der Mitte. Um eine möglichst unverfälschte Einbringung dieser Interessen in den politischen Prozess sicherzustellen, muss ein Steinegger-Nachfolger ebenfalls rechts positioniert sein.

6.4.1
Theoretische Herleitung

Während es bei der These 6.3 darum ging, wie stark die Partei und damit ihr Präsident ihren Kurs danach ausrichten, wo sich die Gesamtheit der Wähler befindet, geht es bei dieser Hypothese nur noch um die FDP-Wähler oder -Anhänger. Der These 6.3 liegt ein ökonomisches Modell der Politik zugrunde, der These 6.4 dagegen ein transmissionsparadigmatisches (vgl. Wiesendahl 1980:148). Die Partei und daraus abgeleitet auch ihr Präsident soll möglichst unverfälscht den Willen jener Gruppe von Bürgern, die sie vertritt - von denen sie gewählt wird - in den politischen Prozess einbringen. Gemäss der bereits bei der These 6.3 vertretenen Argumentation muss also der FDP-Präsident eine klar rechte Position einnehmen.

6.4.2
Überprüfung

Zunächst ist auf das bereits Gesagte zu verweisen, wonach die FDP und ihre Exponenten insgesamt klar rechts der Mitte positioniert sind. Alle in Frage kommenden Kandidaten waren und sind in der Einschätzung der befragten Personen auf dieser Linie. Die Haltung der einzelnen Kandidaten zu Sachfragen deckten sich nach Aussagen von Johannes Matyassy in erstaunlichem Ausmass. Bereits daraus lässt sich sagen, dass sich die in der These 6.4 angesprochene Frage gar nicht stellte.

Ausserdem sind die Interessen der FDP-Wählerschaft nicht homogen. Zwischen den Kantonen einerseits, und auf der Ebene des einzelnen Wählers/Anhängers andererseits, besteht eine so starke Streuung der Positionierung auf der Rechts-Links-Achse und der Interessen wie wohl in keiner anderen schweizerischen Partei. Es ist also gar nicht möglich, in einer Person alle diese Ansichten und Interessen zu repräsentieren. Insofern ist es weniger entscheidend, wo genau der Präsident positioniert ist, zumal er in der Einschätzung der Befragten für die Ausrichtung der Partei gar nicht derart wichtig ist. Zwar beurteilen alle Befragten den Parteipräsidenten für das wahrgenommene Bild der Partei als entscheidend, aber nicht allein. Ebenso wichtig, von einzelnen Interviewpartnern gar als wichtiger eingeschätzt werden z.B. die Bundesräte (Matyassy) und die übrigen Parteikader wie Fraktionspräsidentin und Geschäftsleitungsmitglieder (vgl. Kap. 3).

7. Fazit

Die Befragung von Parteieliten und Personen, welche den Wahlprozess des neuen Präsidenten aus nächster Nähe verfolgt haben, führt uns in Verbindung mit der angewandten Theorie zu folgenden Schlussfolgerungen:

Das Gewicht und der Einfluss des Präsidenten einer Bundesratspartei darf nicht überschätzt werden. Es beschränkt sich weitgehend auf seine Funktion als Verkörperung der Partei in den Medien und gegenüber der Öffentlichkeit. Ausserdem spielt er eine gewisse Rolle beim Thema- und Agendasetting der Partei. Nicht vergessen darf man jedoch, dass der Präsident der Bundes-Partei im föderalen System der Schweiz mit seiner starken Stellung der kantonalen Parteien nur eingeschränkte Macht besitzt, und dass neben ihm weitere Partei-Eliten den Kurs der Partei wesentlich mitgestalten können.

In Bezug auf den Auswahl- und Wahlprozess des neuen Parteipräsidenten ist zu sagen, dass er strengen demokratietheoretischen Anforderungen an Wahlen klar nicht genügt. Wenn wir Luhmanns Kriterien für eine ausreichende Legitimation von Wahlen (1983: 159ff) anwenden, sind gleich mehrere Anforderungen nicht erfüllt: 1. die Allgemeinheit des Zugangs war insofern nicht gewährt, als nur ein kleines Gremium effektiv Einfluss auf den (Aus-) Wahlprozess hatte. Die Delegierten haben zwar formell gewählt, eine effektive Wahl hatten sie aber nicht. 2. Die Gleichheit der Stimmen war dementsprechend nicht gewährleistet. 3. Die Geheimhaltung der Stimmabgabe war noch am ehesten gewährleistet, indem nur ein kleiner Kreis vom Stand der Dinge Kenntnis hatte. 4. Die Anforderung, dass Alternativen offen gehalten werden müssen und Konflikte zur Austragung gelangen, ist in dem Masse nicht erfüllt, wie das Verfahren intransparent war. 5. Schliesslich gab es kein Regulativ und keine Kontrolle in einem Prozess, der ad hoc und von dazu erst nachträglich ermächtigten Personen in Gang gesetzt worden ist. Auf der anderen Seite ist zu sagen, dass das Verfahren effizient war und zum gewünschten Resultat, nämlich zur fast einstimmigen Wahl eines Parteipräsidenten geführt hat. Zudem wurde weder am Auswahlprozesses noch am Resultat, das er zutage förderte, grundsätzliche Kritik laut. Insbesondere waren auch die daran Beteiligten offensichtlich damit einverstanden.

Die Kriterien, welche für die Auswahl des neuen Präsidenten massgebend waren, waren weniger politische als vielmehr pragmatisch-organisatorische. Der Auswahlprozess kann kurz zusammengefasst werden in „Wer hat Lust, wer hat Zeit, wer hat Geld
, wer kann es?“.

8. Abschliessend lässt sich sagen, dass der FDP die nicht einfache Aufgabe gelungen ist, einen Präsident mit grosser Popularität  zu ersetzen, ohne dadurch in schweren Wellengang geraten zu sein. Die Ablösung an der Spitze hat insgesamt so wenig Staub aufgewirbelt, dass die Sicht zu jeder Zeit klar war, und die thematische Arbeit ohne grossen Unterbruch weitergehen konnte. Der neue Präsident hat auf der einen Seite seine Vorschusslorbeeren erhalten, auf der anderen Seite weiss er aber auch, dass die Kritiker hinter der nächsten Hausecke lauern – innerparteilich und ausserhalb der Partei. Sein Handlungsspielraum ist damit einigermassen eingeschränkt. Anders als ein CEO einer Unternehmung kann er die FDP nicht auf den Kopf stellen. Somit ist für die Zukunft der FDP unter Gerold Bührer – in leichter Abwandlung eines Bibelwortes – „alter Wein in neuen Schläuchen“ zu erwarten.
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grösstes Wählerpotential








� Vgl. Kapitel 5.


� Gerade das Swissair-Debakel, in welches Jeker (Regierungsrat FDP Kt. ZH, Vertreter vom Kanton im Swissair-Verwaltungsrat), Spoerry (Ständerätin FDP) und Honegger (ehem. Regierungsrat FDP Kt. ZH, ehem. Swissair-VR-Präsident) direkt oder indirekt involviert waren, birgt die Gefahr, dass das Bild der FDP, welche v.a. die wirtschaftlichen Interessen des Landes zu vertreten versucht, ramponiert wird. Oder zumindest wird von einzelnen Exponenten versucht, dies zu behaupten. 


� Oder zumindest: In dieser Position wurde Bührer eingeordnet, da sich die von den Medien vermittelten Tätigkeiten Bührers mehrheitlich in den Bereichen Finanz und Wirtschaft ansiedelten. Seine anderen Position resp. Interessen wurden nicht vermittelt. 


� Ein vergleichbarer Posten in der Privatwirtschaft, aber auch beim Staat,ist zweifellos wesentlich besser entschädigt.
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